Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1101 


07. 04. 1995 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuß) 


a) zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 1 2/8344 - 

Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag 

über die Auswirkungen der 2. und 3. Novelle zum Abwasserabgabengesetz 

auf die Gewässer 


b) zum Entschließungsantrag des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN 
- Drucksachen 12/8344, 13/305 - 

zur Unterrichtung durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über die Auswirkungen 
der 2. und 3. Novelle zum Abwasserabgabengesetz auf die Gewässer 


A. Problem 

Einer Entschließung des Bundestages entsprechend berichtet die 
Bvmdesregierung über die Auswirkungen der 2. und 3. Novelle 
Zinn Abwasserabgabengesetz auf die Gewässer. 

Mit dem EntschUeßrmgsantrag soll sie u. a. aufgefordert werden, 
eine Reihe von Ändervmgen im Rahmen der 4. Novelle (z. B. Re- 
duziervmg der Abgabesätze) wieder rückgängig zu machen. 
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B. Lösung 

1. Kenntnisnahme der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Einvernehmen im Ausschuß 

2. Ablehmmg des Entschließungsantrages 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die im Ent- 
schließungsantrag aufgestellten Forderungen seien mangels 
Erfahrung mit der 4. Novelle noch nicht spruchreif. Außerdem 
fehlten wichtige Elemente (z. B. Einführung der Meßlösung) 
für die geplante 5. Novelle. 

Mehrheitsentscheidung bei Stimmenthaltung seitens der 
Fraktion der SPD 


C. Alternativen 

A nn ahme des Entschließungsantrags der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Drucksache 13/305 - bzw. des Entschließungsan- 
trags der Fraktion der SPD (s. Bericht). 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 


2 




Deutscher Buhdestag ^ 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1101 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschheßen, 

1. die Unterrichtung durch die Bundesregierung Drucksache 
12/8344 -* zur Kenntnis zu nehmen, 

2. den Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/305 - abzulehnen. 

Bonn, den 15. Februar 1995 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) Dr. Norbert Rieder Susanne Kästner 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 

Dr. Jürgen Rochlitz Birgit Homburger 

Berichterstatter Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Prof. Dr. Norbert Rieder, Susanne Kästner, 
Dr. Jürgen Rochlitz und Birgit Homburger 


I. 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung - 
Drucksache 12/8344 - sowie der Entschließungsan- 
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Drucksache 13/305 - wurden in der 15. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 26. Januar 1995 zur fe- 
derführenden Beratung an den Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie zur 
Mitberatimg an den Finanzausschuß überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung vom 8. Fe- 
bruar 1995 die Vorlage auf Drucksache 12/8344 zur 
Kenntnis genommen imd dem federführenden Aus- 
schuß empfohlen, den EntschHeßimgsantrag auf 
Drucksache 13/305 abzulehnen. 

II. 

Der vom Deutschen Btmdestag mit Beschluß vom 
31. Mai 1990 von der Bimdesregierung geforderte 
Bericht über die Auswirkungen der 2. und 3, Novelle 
zum Abwasserabgabengesetz stellt fest, die Novellen 
zum Abwasserabgabengesetz wirkten sich, wie ins- 
besondere die Stellimgnahmen der Länder zeigten, 
positiv auf die Gewässergüte aus und hätten den 
Vollzug spürbar verbessert. Vor allem die Verrech- 
mmgsmöglichkeit von Abgabe und Investition habe 
den Bau und die Erweitenmg von Abwasserbehand- 
limgsanlagen gefördert. Sie müs§e als ökonomisches 
Lenkungsinstrument des Gewässerschutzes erhalten 
bleiben. 

Zur Frage der Einführung einer Indirekteinleiterab- 
gabe wird darauf hingewiesen, die Mehrzahl der 
Länder habe sich prinzipiell gegen die Einbeziehimg 
der Indirekteinleiter in das bestehende System der 
Abgabenerhebung ausgesprochen, wobei insbeson- 
dere auf den damit verbimdenen Vollzugsaufwand 
verwiesen worden sei. In einem von der Bimdesre- 
gierung in Auftrag gegebenen Gutachten werde da- 
gegen festgestellt, „die Ausdehnung der Abwasser- 
abgabe auch auf wohldefinierte Teilbereiche indirekt 
erfolgender Schadstoffeinleitimgen kann empfohlen 
werden". 

Von der Bimdesregienmg wird in dem Bericht ausge- 
führt, die Voraussetzimgen, imter denen eine Indi- 
rekteinleiterabgabe verfassimgsrechtlich zulässig 
sei, bedürften einer gründlichen Überprüfung. Schon 
um den Vollzug nicht zu sehr zu belasten, sei zu er- 
wägen, eine etwaige Indirekteinleiterabgabe zu- 
nächst auf die Einleitimg von gefährlichen Stoffen 
aus bestimmten Teilbereichen industrieller und ge- 
werblicher Indirekteinleiter zu begrenzen. 

In dem Entschließimgsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird das Abwasserab- 
gabengesetz als bisher einzige praktizierte Lenkungs- 


abgabe des Umweltrechts, fimktionell vergleichbar 
mit einer „Öko-Steuer" bezeichnet. Um in den deut- 
schen Strömen imd ihren Nebenflüssen wieder eine 
natürliche Gewässergüte zu erreichen, wird gefor- 
dert, die umweltpolitischen Rückschritte, die durch 
Abschwächimgen in der 4. Novelle zum Abwasser- 
abgabengesetz vorgenommen worden seien, wieder 
zurückzimehmen. Auch müsse man die Indirektein- 
leiter zu einer Abgabe heranziehen. Schließlich seien 
statt nachgeschalteter Reinigungsanlagen flächen- 
deckende Maßnahmen zur Verändenmg von Pro- 
dukten und Produktionen dringend notwendig, in 
deren Folge weniger Abwasser imd weniger Abwas- 
serbelastung auftrete. Dies bedeute, daß solche Inve- 
stitionen zum Produkt- und produktionsintegrierten 
Umweltschutz auf die Abwasserabgabe so weit anre- 
chenbar sein müßten, als sie die Gewässerbelastung 
auch tatsächlich reduzierten. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde während der 
Ausschußberatungen ein Entschließungsantrag (An- 
lage) vorgelegt, in dem auf die positiven Wirkungen 
des von der sozialliberalen Koalition beschlossenen 
Abwasserabgabengesetzes hingewiesen wird. Das 
Festschreiben des Abgabesatzes auf 70 DM pro 
Schadeinheit und erweiterte Verrechnungsmöglich- 
keiten im Zuge der 4. Novelle hätten die ökonomi- 
schen Anreizwirkungen der Abwasserabgabe ge- 
schwächt. Man fordere deshalb die Bundesregierung 
auf, gemeinsam mit den Ländern Regelungen im Ab- 
wasserabgabengesetz zu erarbeiten und dem Deut- 
schen Bundestag vorzulegen, die den Verwaltungs- 
voUzug vereinfachten und den gewollten Lenkungs- 
effekt der Abgabe wieder verstärkten. 

IIL 

Im Ausschuß für Umwelt, Naturschutz imd Reaktorsi- 
cherheit wurde die Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung - Drucksache 12/8344 - sowie der Ent- 
schließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/305 - und der Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD (s. Anlage) in der 
4. Sitzung am 8. Februar 1995 und in der 5. Sitzung 
am 15. Februar 1995 beraten. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde Verwunderung darüber geäußert, daß die 
Bundesregierung die Auswirkungen der 2. und 3. No- 
velle zum Abwasserabgabengesetz in ihrem Bericht 
so ausdrücklich lobe. Folgerichtig müsse man daraus 
den Schluß ziehen, die 4. Novelle schnellstens rück- 
gängig machen, wie dies in dem eigenen Entschlie- 
ßungsantrag gefordert werde. In einer 5. Novelle 
könne dann auch Vorsorge dafür getroffen werden, 
daß bei den Indirekteinleitem gleiches Recht prakti- 
ziert werde. 
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Von seiten der Fraktion der SPD wurde festgestellt, 
man könne nicht der Aussage im Bericht der Bundes- 
regierung folgen, daß sich der Verwaltungsvollzug 
durch die 2. und 3. Novelle des Abwasserabgabenge- 
setzes vereinfacht habe. Der im Bericht getroffenen 
Feststellung, das Gesetz habe sich bewährt, stehe 
entgegen, daß der Lenkiingseffekt durch das Einfrie- 
ren der Gebührensätze im Rahmen der 4. Novelle 
eingeschränkt worden sei. In dem eigenen Entschlie- 
ßiingsantrag (s. Anlage) habe man die Prioritäten für 
den Auftrag an die Biindesregierung zur Novellie- 
rung des Abwasserabgabengesetzes zusammenge- 
faßt. Der Entschließiingsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN entspreche in weiten 
Bereichen auch den Zielsetzungen der Fraktion der 
SPD. Er gehe allerdings zum Teil so ins Detail einer 
evtl, neuen Novellierung des Gesetzes, daß man eine 
solche Festlegung für verfrüht halte. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde darauf 
hingewiesen, gerade die SPD- geführten Bundeslän- 
der hätten auf die Reduzierung der Abgabensätze im 
Rahmen der 4. Novelle hingewirkt. Im Zusammen- 
hang mit den in beiden Entschließungsanträgen auf- 
gestellten Forderungen gebe es noch viele offene 
Fragen. Man sehe aber durchaus die Möglichkeit, ei- 


nige Dinge, die scheinbar kontrovers zwischen den 
Parteien diskutiert würden, bei den Beratungen zur 
5. Novelle des Abwasserabgabengesetzes einver- 
nehmlich zu verabschieden. 

Von seiten der Fraktion der F.D.P. wurde ergänzend 
ausgeführt, in beiden Entschließungsanträgen werde 
die Meßlösung, für die man bewußt in der 4. Novelle 
einen Einstieg gewählt habe, nicht berücksichtigt. 
Auch insofern könne man den vorliegenden Anträ- 
gen nicht zustimmen. 

Im Ausschuß bestand Einvernehmen, dem Deut“ 
sehen Bimdestag zu empfehlen, die Unterrichtung 
durch die Bimdesregierung - Drucksache 12/8344 - 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß beschloß in Einzelabstimmung zu den 
Piinkten 1 imd 2 mehrheitlich bei Stimmenthaltung 
seitens der Fraktion der SPD, dem Deutschen B\in- 
destag zu empfehlen, den Entschließungsantrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
13/305 - abzulehnen. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich, den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD (Anlage) abzuleh- 
nen. 


Bonn, den 4. April 1995 

Dr. Norbert Rieder Susanne Kästner Dr. Jürgen Rochlitz Birgit Homburger 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatterin 
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Anlage 


SPD-Bundestagsfraktion Bonn, den 13. Februar 1995 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Entschließungsantrag zur Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 12/8344 - 


Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über die 
Auswirkungen der 2. und 3. Novelle zum Abwasserabgabengesetz auf 
die Gewässer 


Der Bxmdestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bxmdestag stellt fest: 

Das von der sozialliberalen Koalition beschlossene 
Abwasserabgabengesetz hat mit dazu beigetra- 
gen, daß Investitionen zur Verbesserung der Ab- 
wasserreinigung beschleunigt durchgeführt wur- 
den. Durch die 2. imd 3. Novelle und die 4. Novelle 
wxirden teüs Verbesserungen teils Abschwächim- 
gen der Regelungen des Gesetzes im Sinne eines 
ökonomischen Anreizes für verstärkten Gewässer- 
schutz beschlossen. 

Der Bericht der Bundesregierung über die Auswir- 
kungen der 2. imd 3. Novelle auf die Gewässer 
schildert ausführlich die Vollzugsschwierigkeiten 
in den Ländern bis Ende 1993, die sich durch die 
4. Novelle vom Dezember 1993 noch verstärken 
werden. Über die tatsächlichen Auswirkimgen der 
Novellen auf die Gewässer sagt der Bericht nichts 
Konkretes. 

Durch Festschreiben des Abgabesatzes auf 70 DM 
pro Schadeinheit imd erweiterte Verrechmmgs- 


möglichkeiten im Zuge der 4. Novelle werden die 
ökonomischen Anreizwirkungen der Abwasserab- 
gabe erneut abgeschwächt. Die beabsichtigte 
Lenkimgswirkimg der Abgabe durch Marktsteue- 
rung über höhere Preise für knappe Umweltdien- 
ste wird zimehmend aufgegeben, wie dies der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem 
Umweltgutachten 1994 imd unabhängige Wissen- 
schaftler beklagen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre- 
gierung auf, gemeinsam mit den Ländern Rege- 
lungen im Abwasserabgabengesetz zu erarbei- 
ten und dem Deutschen Bundestag vorzulegen, 
die den Veiwaltungsvollzug vereinfachen und 
den gewollten Lenkungseffekt der Abgabe wie- 
der verstärken. 

Dabei ist eine Dynamisierung des Abgabesystems 
wieder einzuführen. Verrechnungsmöglichkeiten 
müssen auf wirkliche Verbesserungen der Abwas- 
serreinigung beschränkt werden, wie es das Ge- 
setz in seiner Zielsetzung vorschreibt. 


6 





Druck: Bonner Universrtäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20. 53003 Bonn. Telefon: 02 28/3 82 08 40. Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


